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„Spiekeroog: OVG erklärt
Fremdenverkehrssatzung für

rechtmäßig“
Das OVG Niedersachsen bestätigt die

Fremdenverkehrssatzung Spiekeroogs zur Regulierung von
Zweitwohnungen. Was sind die nächsten Schritte?

Ein wegweisendes Urteil des Niedersächsischen
Oberverwaltungsgerichts bringt neue Klarheit für die Ferieninsel
Spiekeroog. In einem kürzlich gefällten Urteil wurde die
Fremdenverkehrssatzung der Inselgemeinde für rechtmäßig
erklärt, was die aktuellen Wohnverhältnisse auf der Insel
erheblich beeinflussen könnte.

Bereits im April 2023 trat die betreffende Satzung in Kraft, um
die Vielzahl an Zweitwohnungen auf Spiekeroog zu regulieren.
Diese Maßnahme sollte insbesondere der Umwandlung von
Ferienwohnungen in Dauerwohnungen entgegenwirken, die
häufig von außerhalb stammenden Eigentümern und damit von
Personen bewohnt werden, die nicht mehrheitlich auf der Insel
leben.

Hintergrund der Satzung

Die Grundlage für die Satzung bildet Paragraf 22 des
Baugesetzbuchs (BauGB), der es Gemeinden erlaubt,
Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung von Gebieten mit
Fremdenverkehrsfunktionen zu erlassen. Auf Spiekeroog
umfasst die Satzung nahezu das gesamte bebaute Gebiet, was
zeigt, wie bedeutend der Fremdenverkehr für die Insel ist. Nach
aktuellen Schätzungen gehören etwa 255 von 430 bewohnten



Gebäuden Eigentümern, die ihren Hauptwohnsitz nicht auf
Spiekeroog haben.

Der 1. Senat des Oberverwaltungsgerichts hat nun die Bedenken
eines Hausbesitzers zurückgewiesen, der den
normenkontrollantrag gegen die Satzung gestellt hatte. Der
Antragsteller äußerte, dass die Satzung die Nutzung von
Grundstücken für Fremdenverkehrszwecke nicht gerechtfertigt
sei und hegte Zweifel an der Verankerung und Rechtmäßigkeit
der ausgeweiteten Satzungsregelung.

Das Gerichtsurteil

Das Gericht entschied jedoch, dass die Regelungen der Satzung
in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht stehen. Die
Argumentation des Eigentümers, dass die Satzung zu pauschal
formuliert werde und Folglich ungültig sei, fand im Senat keinen
Anklang. Insbesondere stellte der Senat klar, dass der
Fremdenverkehr einen wesentlichen Einfluss auf die gesamte
Ortslage von Spiekeroog ausübt und daher auch eine Vielzahl
von Grundstücken in diese Beratung einbezogen werden kann,
selbst wenn sie nicht ausschließlich für Fremdenverkehrszwecke
genutzt werden.

Darüber hinaus hielt das Gericht es für gerechtfertigt, dass mit
der Satzung in die Eigentumsfreiheit eingegriffen wird. Als Grund
wurde angeführt, dass die zunehmende Zahl an
Zweitwohnungen negative Auswirkungen auf den
Immobilienmarkt und die Verfügbarkeit von Wohnraum hat, was
für die Inselbewohner von großer Bedeutung ist. Solche
Entwicklungen könnten letztlich die Infrastruktur der Gemeinde
belasten und die Lebensqualität der ansässigen Bevölkerung
beeinträchtigen.

Obwohl der Senat die Revision zum Bundesverwaltungsgericht
nicht zugelassen hat, steht dem Eigentümer dennoch der
Rechtsweg offen. Innerhalb eines Monats nach Erhalt des Urteils
kann er Beschwerde einlegen, und das



Bundesverwaltungsgericht könnte somit letztlich über die
Rechtmäßigkeit der Satzung entscheiden.

Gesellschaftliche Bedeutung der
Entscheidung

Insgesamt zeigt dieses Urteil, wie wichtig es ist, die Grenzen
zwischen touristischer Nutzung und dem Bedarf der ansässigen
Bevölkerung klar zu definieren. Der Fall verdeutlicht die
Herausforderungen, mit denen viele Touristengebiete
konfrontiert sind, wenn es um die Balance zwischen
Eigentumsrechten und der Bereitstellung von Wohnraum für
Einheimische geht. Diese Diskussion ist nicht nur auf
Spiekeroog, sondern in vielen Urlaubsgemeinden in Deutschland
und darüber hinaus von hoher Relevanz.

Gesetzliche Grundlagen der
Fremdenverkehrssatzung

Die rechtlichen Grundlagen für die Fremdenverkehrssatzung der
Gemeinde Spiekeroog sind im § 22 des Baugesetzbuchs (BauGB)
festgelegt. Dieses Gesetz gibt Kommunen das Recht, Satzungen
zu erlassen, die die Genehmigung von Bauvorhaben in
bestimmten Gebieten, wo fremdenverkehrliche Nutzung eine
Rolle spielt, regulieren. Ziel dieser Vorschriften ist es, die lokalen
Gegebenheiten und die Bedürfnisse der ansässigen Bevölkerung
gegenüber externen Investoren und Eigentümern zu schützen.

Der Satzung zufolge sind Maßnahmen vorgesehen, um die
Balance zwischen Einheimischen und Zweitwohnungsbesitzern
zu sichern und um zu verhindern, dassregionaltypische
Besonderheiten und die Verfügbarkeit von Wohnraum für die
Einheimischen gefährdet werden. In vielen touristisch geprägten
Regionen Deutschlands sind solche Regelungen mittlerweile
gängige Praxis.

Soziale Implikationen der Satzung



Die Auswirkungen der Fremdenverkehrssatzung sind sowohl
sozialen als auch wirtschaftlichen Ursprungs. Auf Spiekeroog
leben viele Menschen, deren Existenzgrundlage auf dem lokalen
Tourismus beruht. Wenn immer mehr Immobilien in
Zweitwohnungen umgewandelt werden, ist dies für die stetig
sinkende Verfügbarkeit von Dauerwohnraum besonders
besorgniserregend. Viele Einheimische fühlen sich durch die
Aufkäufe von Immobilien durch Auswärtige um ihre
Wohnmöglichkeiten gebracht, was die soziale Struktur der
Gemeinschaft gefährden kann.

Ein weiterer Aspekt ist der Einfluss auf die Immobilienpreise.
Wenn Zweitwohnungen an Orten der touristischen Attraktivität
zunehmen, können die Miet- und Kaufpreise stark steigen. Dies
betrifft nicht nur die Einheimischen, die immer schwieriger
angemessenen Wohnraum finden, sondern auch die Neuen, die
auf der Suche nach Ferienimmobilien sind. Um diesem Trend
entgegenzuwirken, wird durch die Satzung ein gezielter Eingriff
in die Eigentumsfreiheit notwendig, was von den Gerichten als
gerechtfertigt angesehen wird, um das Gemeinwohl zu sichern.

Ökonomische Überlegungen

Die ökonomischen Implikationen der Satzung gehen über den
Wohnungsmarkt hinaus. Viele touristische Destinationen leben
von der Einhaltung von Standards, die durch solche Regelungen
geschaffen werden sollen. Die kommunale Infrastruktur, die sich
aus Steuereinnahmen speist, ist besonders darauf angewiesen,
dass diese Strukturen nicht vom Zuwachs an Zweitwohnungen
oder Ferienunterkünften untergraben werden.

Laut einer Studie des Deutschen Tourismusverbands (DTV) aus
2022 zeichnet sich ein Trend ab, bei dem die Nachfrage nach
authentischen und langfristig gemieteten Aufenthalten in
touristisch ausgestatteten Gebieten steigt. Dies könnte
potenziell die Attraktivität von Gebieten wie Spiekeroog
erhöhen, in denen Einheimische die Kontrolle über ihre
Lebensräume und deren Nutzung aufrechterhalten können.



Aktuelle Statistiken zur Wohnraumsituation

Laut der letzten Erhebung der Bundeszentrale für politische
Bildung (bpb) stehen in vielen touristischen Regionen
Deutschlands die Bedürfnisse der Einheimischen in direktem
Widerspruch zum Investitionsinteresse externer Käufern. Auf
Spiekeroog leben derzeit rund 2.000 Menschen, wobei ein
signifikantes Ungleichgewicht zwischen den ansässigen
Bewohnern und den Eigentümern von Zweitwohnungen besteht.

Statistisch gesehen wohnen rund 60% der Eigentümer von
vakant genutzten Immobilien nicht dauerhaft auf der Insel.
Diese Zahlen verdeutlichen den Druck auf den lokalen
Immobilienmarkt und validieren die Notwendigkeit von
Maßnahmen wie der verhandelten Satzung zur Regelung von
Zweitwohnungen.

Diese Daten unterstützen die Argumentation vieler
Lokalpolitiker, die mit solchen Satzungen den Druck auf die
Einwohner und die Infrastruktur mindern möchten, um die
nachhaltige Entwicklung ihrer Gemeinden zu fördern.
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